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Was tun im Zweifelsfall?
Teil 4: Die Reform der Grundsteuer macht eine Neubewertung aller Grundstücke 
notwendig. Dabei gibt es viele Zweifelsfälle. Wie ist mit Gebäuden zu verfahren, 
die leer stehen oder nicht mehr landwirtschaftlichen Zwecken dienen?

I
n den letzten drei Ausgaben 
haben wir die Grundzüge der 
Grundsteuerreform dargestellt: 

den Hintergrund zu der umfassen-
den Gesetzesänderung, den Ablauf 
und die Hürden in der Praxis und 
wie die land- und forstwirtscha� -
lich genutzten Grundstücke (Grund-
steuer A) sowie die Grundstücke des 
Grundvermögens (Grundsteuer B) 
zukün� ig zu bewerten sind. 

Der letzte Teil der Serie soll nun 
einen kleinen Einblick in Abgren-
zungsfragen für land- und forstwirt-
scha� liche Betriebe geben. Denn in 
der Praxis tauchen viele Zweifelsfra-
gen auf. Wir erläutern, welche Sach-
verhalte dazu führen, dass ehemals 
landwirtscha� lich genutzte Grund-
stücke in die „teurere“ Grundsteuer B 
fallen und welche weitreichenden 
Konsequenzen das gegebenenfalls in 
anderen Steuerarten haben kann. 

PV-Freifl ächenanlagen 
und Windenergieanlagen

Durch den stetigen Ausbau der 
erneuerbaren Energien und die hö-
heren Pachtpreise im Vergleich zu 
Ackerland ziehen viele Landwir-
te in Betracht, Flächen an Betreiber 
von Frei! ächen-Photovoltaikanlagen 
oder Windenergieanlagen zu ver-
pachten. O� mals wird den Landwir-
ten auch angeboten, sich an der Be-
treibergesellscha�  zu beteiligen. 

Ertragsteuerlich hat das meist 
keine Konsequenzen – die Flächen 

bleiben im landwirtscha� lichen Be-
triebsvermögen oder sind als soge-
nanntes Sonderbetriebsvermögen bei 
der Betreibergesellscha�  zu bilanzie-
ren, wenn ein Beteiligungsverhältnis 
vorliegt. Eine Entnahme der Flächen 
ins Privatvermögen und die Besteu-
erung der stillen Reserven ist im Re-
gelfall nicht veranlasst. 

Bezüglich der Grundsteuer hat der 
Sachverhalt aber folgende Konse-
quenz: Auch wenn die Flächen im er-
tragsteuerlichen landwirtscha� lichen 
Betriebsvermögen verbleiben und 
ggf. nach Ablauf der Pachtzeit eine 
landwirtscha� liche Nutzung wieder 
möglich ist, rechnen die Flächen, 
die mit Photovoltaikanlagen bebaut 

sind, für Zwecke der Grundsteu-
er nicht mehr zum land- und forst-
wirtscha� lichen Vermögen, sondern 
zum Grundvermögen (Grundsteuer 
B). Daran ändert sich nach der der-
zeitigen Rechtslage auch nichts, wenn 
es sich um eine Agri-Photovoltaikan-
lage handelt, also um eine Anlage, bei 
der die Fläche zwischen oder unter 
den Modulen landwirtscha� lich ge-
nutzt wird. 

Bei Windenergieanlagen ist für 
die Einstufung der Flächen hinsicht-
lich der Grundsteuer zu unterschei-
den, wie die Flächen im Umgri"  der 
Anlage genutzt werden. Grenzt min-
destens eine Seite der Windenergie-
anlagen! äche an eine landwirtscha� -

lich genutzte Fläche an, gehört die 
Standort! äche der Anlage weiterhin 
zum land- und forstwirtscha� lichen 
Vermögen und unterliegt somit der 
Grundsteuer A. 

Keine landwirtschaftliche 
Nutzung mehr 

Grund und Boden und Gebäu-
de, die dem Zweck Land- und Forst-
wirtscha�  bestimmt sind, gehören so 
lange zum land- und forstwirtscha� -
lichen Vermögen, bis sie anders ge-
nutzt werden. Wenn Flächen oder 
Wirtscha� sgebäude nicht mehr be-
wirtscha� et werden oder leer stehen, 
hat dies grundsätzlich keine Auswir-
kung bei der Grundsteuer. So sind 
zum Beispiel stillgelegte Flächen oder 
ein leer stehender Stall aufgrund Be-
endigung der Tierhaltung weiterhin 
der Grundsteuer A zuzurechnen.

Auch die Einordnung in der Er-
tragsteuer hat für die Grundsteu-
er grundsätzlich keine Auswirkung. 
So unterliegen landwirtscha� lich ge-
nutzte Flächen weiterhin der Grund-
steuer A, wenn der Betrieb ertrag-
steuerlich aufgegeben wurde und die 
Flächen sich fortan im steuerlichen 
Privatvermögen be# nden. Solan-
ge diese Flächen landwirtscha� lich 
genutzt werden, zum Beispiel durch 
Verpachtung an einen Landwirt, fal-
len sie unter die Grundsteuer A.

Anders ist dies jedoch zu beur-
teilen, wenn die ehemals land- oder 
forstwirtscha� lich genutzten Flächen 
oder Gebäude eine andere Zweckbe-
stimmung erhalten. Zu dem Zeit-
punkt sind die Flächen dann zwin-
gend als Grundvermögen in der 
Grundsteuer B zu bewerten. Eine 
schädliche Umnutzung wäre zum 
Beispiel

 ● die Vermietung von ehemaligen 
landwirtscha� lichen Wirtscha� sge-
bäuden an einen Gewerbetreibenden, 

 ● die Nutzung zu privaten Zwecken,
 ● die Nutzung zu eigenen gewerbli-

chen Zwecken, zum Beispiel als Ma-
schinenhalle für das gewerbliche 
Lohnunternehmen. 

Zu erwähnen und besonders zu 
beachten ist, dass die Umnutzung 
nicht nur für die Grundsteuer eine 
Auswirkung haben kann. Wurde 
das Vermögen durch Erbanfall oder 
Schenkung in den vorangegangenen 
Jahren steuerbegünstigt übertra-
gen, liegt hier ggf. ein Verstoß gegen 
die Behaltensfristen vor. Land- und 
forstwirtscha� liches Vermögen ist 
nämlich nur dann erbscha� steuer-
lich begünstigt, sofern in den nächs-
ten fünf oder sieben Jahren (Wahl-
möglichkeit) nach der Übergabe oder 
dem Erbfall keine Flächen und Wirt-
scha� sgebäude verkau�  oder umge-
nutzt werden. 

Leerstehende Wirtschaftsgebäude: Wenn die landwirtschaftliche 

Nutzung ruht, verbleibt das Gebäude trotzdem in der Grundsteuer A.

Photovoltaikanlage: Die Flächen wandern ins Grundvermögen und unterliegen fortan der Grundsteuer B.
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EDas heißt: Eine Umnutzung in-

nerhalb dieser Fristen kann rückwir-
kend zur Folge haben, dass die Ver-
schonung teilweise wegfällt.  In der 
Ertragsteuer kann unter Umstän-
den eine Entnahme mit zwingen-
der Besteuerung der stillen Reser-
ven drohen.

Gebäude, die Wohnzwecken die-
nen, also insbesondere das private 
Wohnhaus, das Altenteilerhaus oder 
Wohnungen, die für Arbeitnehmer 
des Betriebs zur Verfügung stehen, 
rechnen stets zur Grundsteuer B und 
sind für Zwecke der Grundsteuer aus 
dem land- und forstwirtscha� lichem 
Vermögen auszuscheiden.  

Flächen mit anderer 
Zweckbestimmung

Flächen, bei denen anzunehmen 
ist, dass sie innerhalb eines Zeit-
raums von sieben Jahren anderen 
als land- und forstwirtscha� lichen 
Zwecken dienen werden, rechnen 
nach dem Gesetz zum Grundver-
mögen und scheiden folglich aus 
der Grundsteuer A aus. Solche an-
deren Zwecke können insbesondere 
die Nutzung als Bau- oder Industrie-
land sein. Auch bei der Gewinnung 

von Bodenschätzen oder bei der Nut-
zung zu Verkehrszwecken liegt keine 
land- und forstwirtscha� liche Nut-
zung mehr vor. 

Ob eine solche Zweckänderung zu 
erwarten ist, lässt sich insbesonde-
re dann abschätzen, wenn es einen 
Flächennutzungsplan und – kon-
kreter – einen Bebauungsplans gibt 
(oder nicht). Aber auch der Erwerb 
durch einen Nichtlandwirt, zum Bei-
spiel eine Grundstücksgesellscha�  
oder ein Wohnungsunternehmen, 
oder Landverkäufe, die eine begin-

nende Parzellierung erkennen las-
sen, können die Erwartung einer be-
vorstehenden Nutzungsänderung 
begründen.

Wenn ein Bebauungsplan vorliegt, 
ist gesetzlich ferner geregelt, dass es 
sich bei den Grundstücken zwingend 
um Grundvermögen handelt. Dazu 
zählen insbesondere Flächen, die am 
Bewertungsstichtag im Bebauungs-
plan als Bauland ausgewiesen sind, 
sofern ihre Bebauung möglich ist 
und die Bebauung im Plangebiet in 
benachbarten Bereichen zumindest 

schon begonnen hat. Allerdings dür-
fen diese Flächen nicht zur Hofstel-
le gehören.

Bei der richtigen 
Zuordnung beraten lassen

Bei der Grundsteuer A wird weni-
ger die Berechnung der Grundsteu-
er Probleme bereiten (siehe Teil 3 
der Serie), sondern mehr die Sach-
verhaltsermittlung vor der Erklä-
rungserstellung und die Bescha! ung 

der Daten. Die vielzähligen Abgren-

zungsfragen erfordern ein sorgfälti-

ges Vorgehen und eine vorausschau-

ende Planung.

 Besonders zu prüfen auch hinsicht-

lich anderer Steuerarten sind hierbei 

die Fälle, in denen ehemals land- und 

forstwirtscha� lich genutzte Gebäu-

de, Gebäudeteile oder Grundstücke 

zu anderen Zwecken genutzt werden 

sollen. Eine steuerliche Beratung ist 

in diesen Fällen dringend zu empfeh-

len, um weitreichendere Konsequen-

zen zu vermeiden. 

Sebastian Gruber

Dr. Kerstin Arnold

Michaela Schön

Steuerberater, Treukontax GmbH

BBV Steuerberatung, München

Vermietete Halle: Sobald ein Wirtschaftsgebäude für andere als 

landwirtschaftliche Zwecke genutzt wird, fällt die Grundsteuer B an. 


